
Montag, 24. April 2017, Nr. 95 15POLITISCHES BUCH

Päpstlicher als der Papst

Lokomotiven der Geschichte: Beate Landefeld hat einen Band zum Revolutionsbegriff verfasst

Stichwortgeber für »Rot-Rot-Grün« fordern Bekenntnis zu EU-Institutionen. Von Peter Wahl

Die Geschehnisse um die Un-
terwerfung Griechenlands ha-
ben dazu geführt, dass auch in 

der Linken grundsätzliche Kritik an der 
Europäischen Union zunimmt. Die Il-
lusion, die EU sei trotz vieler Mac ken 
im Kern ein emanzipatorisches, interna-
tionalistisches Friedensprojekt, beginnt 
zu verblassen. Das Thema wird jetzt 
kontrovers diskutiert, wie einschlägige 
Veranstaltungen, Publikationen oder 
Initiativen wie »Eurexit« zeigen. Linke 
Anhänger eines »Mehr Europa« geraten 
zunehmend in die Defensive.

Das ist der Hintergrund einer Streit-
schrift, die unter dem Titel »Europa 
geht auch solidarisch« im VSA-Verlag 
erschienen ist. Die Autoren sind Axel 
Troost, Bundestagsabgeordneter und 
stellvertretender Vorsitzender der Links-
partei, Gesine Schwan, Vorsitzende der 
SPD-Grundwertekommission, Frank 
Bsirske, ver.di-Chef und Mitglied der 
Grünen, sowie dessen europapolitischer 
Berater Klaus Busch.

Die Autorenliste ist Programm: Es 
geht um eine europapolitische Position 
für »Rot-Rot-Grün« im Bund. Denn vor 
die Beteiligung der Linkspartei an einer 
Bundesregierung haben SPD und Grüne 
ein Bekenntnis zur NATO und zu »Eu-
ropa und zum Euro« gesetzt. Natürlich 
findet man in dem 80 Seiten dünnen 
Bändchen auch viel Richtiges. So bei der 
Beschreibung des Schlamassels, in dem 
die EU steckt – von der Kritik an der Au-
steritätspolitik bis hin zur klaren Absage 
an die »Festung Europa«. Entsprechend 
der politischen Absicht, bleibt der Text 
in den Grundfragen aber brav in den 
Bahnen, die der herrschende Diskurs 
vorzeichnet. Das fängt damit an, dass 
EU und Europa gleichgesetzt werden. 
Damit wird Europa – so wie früher die 
Rede vom »Abendland« – zum Kampf- 
und Ausgrenzungsbegriff. Europa hat 
740 Millionen Einwohner, die EU (dem-
nächst) aber nur 440. Muss man erst 
die britische Premierministerin Theresa 
May zitieren – »Wir verlassen die EU, 
aber nicht Europa« –, damit die anma-
ßende Großkotzigkeit dieses Begriffs 
von Europa klar wird? Tatsächlich reicht 
Europa vom Atlantik bis zum Ural, und 
das nicht nur geographisch. Hier hat sich 
seit dem Mittelalter ein ökonomischer, 
kommunikativer, infrastruktureller und 
kultureller Verdichtungsraum herausge-

bildet, der Europa zu einer materiellen 
Realität gemacht hat.

Teil dieses Prozesses waren leider 
auch die Kriege quer durch Europa. Na-
poleon zog von Paris bis Moskau, das 
wilhelminische Deutschland kam im Er-
sten Weltkrieg bis Verdun und Kiew, die 
Nazis unterwarfen Europa vom »Atlan-
tikwall« bis Stalingrad und in den Kau-
kasus hinein ihrem Terrorregime. In jün-
gerer Zeit war die EU an der Zerschla-
gung Jugoslawiens beteiligt, seitdem 
unterhält sie mit dem Kosovo de facto 
ein Protektorat. Dass »mehr Europa« 
gerade seit dem Gipfel in Bratislava ex-
plizit mehr Militarisierung, Supermacht-
träume, aggressive Feindbildproduktion 
und engere Verzahnung mit der NATO 
bedeutet, findet allerdings in der Streit-
schrift keinerlei Erwähnung. Das könnte 
nur zu Streit zwischen Linkspartei und 
SPD und Grünen führen.

Ein ganzes Kapitel ist der Rettung 
des Euro gewidmet. Zwar finden die 
Autoren kein Argument mehr, das für 
den Euro spräche, aber gegen Alterna-
tivvorschläge werden Horrorbilder an 
die Wand gemalt, wie sie schon von 
den Prognosen über den »Brexit« satt-
sam bekannt sind. Richtig ist, dass der 

währungspolitische Karren so tief im 
Schlamm steckt, dass wir nicht mehr die 
Alternative zwischen Gut und Schlecht, 
sondern nur noch zwischen größerem 
und kleinerem Übel haben. Was immer 
man tut oder lässt, ohne Kosten geht 
nichts. Entscheidendes Kriterium für 
Linke in einer solchen Situation müsste 
aber dann sein: Welche Option erlaubt 
es, einer linken Regierung die Spielräu-
me zu geben, die sie zu ihrer Entfaltung 
braucht, um sich dem Erpressungspo-
tential durch die Europäische Zentral-
bank (EZB) und die Abhängigkeit von 
der Währung zu entziehen? Über die 
verschiedenen Vorschläge der Euro-
Kritiker kann man diskutieren, aber si-
cher ist, dass unter dem Regime des 
Euro keine linke Regierung auf einen 
grünen Zweig kommt. Das als »Zurück 
zum Nationalstaat« zu diffamieren, ist 
unter der Gürtellinie. Die ganze Euro-
Rettung ist seit Jahren nichts anderes als 
die Durchsetzung der Interessen eines 
Nationalstaates, nämlich Deutschlands 
und seiner Exportindustrie – inklusive 
IG Metall und IG BCE.

In der französischen Linkspartei ist 
man da schon ein Stück weiter. Die Pa-
role ihres Präsidentschaftskandidaten 

Jean-Luc Mélenchon heißt: »Entweder 
verändert sich die EU, oder wir sind 
draußen!« Troost und seine Mitautoren 
dagegen setzen auf eine Politik, wie sie 
schon seit der neoliberalen Wende von 
Maastricht nicht funktioniert. Kein Wun-
der, die schönsten Ideen nutzen nichts, 
wenn man sie nicht mit der Verfasstheit 
der Institutionen, Strukturen und Verträ-
ge zusammendenkt. Der Neoliberalis-
mus ist in den Verträgen als Primärrecht 
quasi verfassungsmäßig verankert. Eine 
linke Wirtschafts- und Sozialpolitik ist 
demnach illegal, wie eine Reihe von ein-
schlägigen Urteilen des Europäischen 
Gerichtshofs inzwischen zeigt. Neoli-
beralen Konstitutionalismus nennt man 
das. Davon kommt man nur durch den 
Bruch mit den Verträgen los – es sei 
denn, man glaubt an eine einstimmige 
Vertragsänderung. Klingt radikal, aber 
EZB-Präsident Mario Draghi und EU-
Kommissionschef Jean-Claude Juncker 
machen das schon lange. Kein Grund 
also, päpstlicher als der Papst zu sein.

Klaus Busch, Axel Troost, Gesine 

Schwan, Frank Bsirske u. a.: Europa 

geht auch solidarisch. Streitschrift für 

eine andere EU. VSA-Verlag, Hamburg 

2016, 88 S., 7,50 Euro

Beate Landefeld stellt in ihrem 
Buch die Klassenfrage bei der 
Analyse ausgewählter gesell-

schaftlicher Umwälzungen in den Vor-
dergrund – und wendet sich damit im-
plizit gegen einen sozial entkernten Re-
volutionsbegriff. Der Band beginnt mit 
einem kurzen Einstieg in die geschicht-
liche Bedeutung und die Spielarten von 
Revolutionen. Landefeld bezieht hier 
auch verschiedene theoretische Aspekte 
aus den Schriften von Karl Marx, Lenin 
und Antonio Gramsci ein.

Dem folgt die historische Einord-
nung, so zunächst im zweiten Kapitel 
die Evolution und Revolution bis zur 
Neuzeit. Landefeld stellt fest, dass die 
Menschen die längste Zeit ihrer Ge-
schichte keine Revolutionen brauchten. 
Erst mit dem Übergang zu sesshafter 
bäuerlicher Arbeits- und Lebensweise 
habe sich allmählich eine Ausbeuter-
ordnung herausgebildet. Die Klassen-
spaltung habe die Voraussetzungen zur 
revolutionären Umwälzung geschaffen.

Im dritten Kapitel beschreibt Lande-
feld die bürgerlichen Revolutionen, die 
ihren Ausgangspunkt in der Reforma-
tion hätten und zeichnet den Weg der 
gesellschaftlichen Entwicklung über die 
Englische, die Amerikanische und die 
Französische Revolution nach. Sie setzt 
schließlich 1871 mit der Pariser Kom-
mune den Schlusspunkt für den Zyklus 
der bürgerlichen Revolutionen.

Das vierte Kapitel widmet sich den 
proletarischen Revolutionen. Der erste 
Fokus liegt auf den großen Russischen 
Revolutionen in den Jahren 1905 bis 
1921, deren Oktoberrevolution von 1917 
als Leitrevolution für den proletarischen 
Revolutionszyklus gelte. Anschließend 
richtet Landefeld den Blick auf weitere 
Teile der Welt, beschreibt die Novem-
berrevolution 1918/19 in Deutschland, 
die chinesische, die kubanische und zu-
letzt die portugiesische Revolution.

Im letzten Kapitel stellt Landefeld 
dann die Frage nach der Zukunft. Solan-
ge es Klassen gebe, von denen eine die 

andere ausbeute, werde es auch einen 
Nährboden für soziale Umwälzungen 
geben.

Der Schwerpunkt liegt auf der histo-
rischen Darstellung und Einordnung 
verschiedener Revolutionszyklen. An-
gesichts des begrenzten Umfangs der 
Bücher der Basiswissen-Reihe im Papy-
rossa-Verlag eine ambitionierte Aufga-
be, die die Autorin sehr gut zu lösen ver-
steht. Der chronologischen Darstellung 
vermag man als Leser gut zu folgen. 
Außerdem schafft es Landefeld, große 
Zeiträume mit einer Fülle von Ereignis-
sen auf wesentliche Punkte zu reduzie-
ren, ohne dabei zu verkürzen. Immerhin 
beginnt die Darstellung des Buches mit 
der Sesshaftwerdung des Menschen und 
endet bei der portugiesischen Nelkenre-
volution 1974. Allerdings wäre eine aus-
führlichere Einleitung für Einsteiger in 
die Thematik, an die sich das Buch wen-
det, begrüßenswert gewesen. Gerade um 
sich gegen die von der Autorin kritisier-
te Entwertung des Revolutionsbegriffes 

zu wehren, der heute als Euphemismus 
für Intervention, Regime-Change oder 
Restauration zum Sprachgebrauch der 
Medien gehört, ist es durchaus hilfreich, 
Revolutionen beispielsweise von bloßen 
Reformbewegungen deutlicher abzu-
grenzen. Interessant wäre sicherlich 
auch eine Einordnung von Ereignissen 
aus der jüngeren Vergangenheit, wie des 
Arabischen Frühlings gewesen.

Nichtsdestotrotz bietet das Buch ge-
rade auch durch die straffe, dabei aber 
präzise historische Darstellung einen 
guten Überblick über die großen Um-
wälzungen in der Geschichte. Auch die 
Konzentration auf die Klassenfrage als 
Triebfeder von Revolutionen ist ange-
sichts heutiger Diskussionen innerhalb 
der Linken der richtige Ausgangspunkt 
für eine Beschäftigung mit den, nach 
Marx, »Lokomotiven der Geschichte«.
� Anne Geschonneck

Beate Landefeld: Revolution.  

Reihe Basiswissen, Papyrossa Verlag, 

Köln 2017, 146 S., 9,90 Euro

Neu erschienen

BdWi-Studienheft
Der »Krise der EU« widmet 

sich das neueste Studienheft 

des Bundes demokratischer 

Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler (BdWi). 

Trevor Evans untersucht Ursa-

chen und Folgen des Austritts 

Großbritanniens aus der EU. 

Dorothee Bohle weist darauf 

hin, dass »die Wirtschaftspo-

litik Osteuropas als mögliches 

Zukunftsbild des Kapitalis-

mus« herhalten könnte. Noch 

bevor Griechenland unter die 

Knute der »Troika« kam, wur-

de im Baltikum und in Ungarn 

ein finanzielles Exempel sta-

tuiert. Diese Staaten »dienen 

neoliberalen Kräften in der EU 

als Beispiele, dass Austerität 

und interne Abwertung gelin-

gen können. Sie werden den 

südeuropäischen Ländern als 

Spiegel vorgehalten«, schreibt 

Bohle. Felix Syrovatka stellt 

dar, wie sich das Zweipartei-

ensystem in Frankreich ge-

wandelt hat, und skizziert das 

Verhältnis des künftigen fran-

zösischen Präsidenten zur EU. 

Jannis Kompsopoulos schil-

dert die Auswirkungen der bis-

herigen »Troika«-Programme. 

Maria Kader belegt, wie die 

Geld- und Bankenrettungs-

politik von EU-Institutionen 

die Umverteilung »von unten 

nach oben« befördert. Über 

die zunehmende Militarisie-

rung der EU gibt es Beiträge, 

die sich mit der »Auslagerung 

der Flüchtlings- und Migra-

tionspolitik«, der deutschen 

Mitverantwortung an der au-

toritären Entwicklung in der 

Türkei sowie der zunehmen-

den Aufrüstung in der Wirt-

schaftsunion beschäftigen. 

� (jW)

BdWi-Studienheft,  

Nr. 11, April 2017, 68 S., acht 

Euro, Bezug: BdWi-Verlag, Gis-

selberger Str. 7, 35037 Mar-

burg, E-Mail: verlag@bdwi.de

Position
Die Redaktion des SDAJ-Ma-

gazins Position empört sich 

darüber, dass 36 Milliardäre in 

Deutschland soviel Vermögen 

besitzen wie die Hälfte der 

Bevölkerung. So knüpft sich 

das Heft die hiesige Bourgeoi-

sie vor; die Entwicklung der 

herrschenden Klasse wird dar-

gestellt, einzelne Monopolfa-

milien werden porträtiert. Kri-

tik erntet die »realitätsferne« 

Idee eines bedingungslosen 

Grundeinkommens. Mit den 

Präsidentschaftswahlen in 

Frankreich und den vergan-

genen Parlamentswahlen in 

Nordirland setzen sich die Au-

toren ebenfalls auseinander. 

Die Münchner »Sicherheits-

konferenz« vom Januar bietet 

schließlich den Anlass, eine 

Einschätzung der Rolle des 

deutschen Imperialismus zu 

treffen. � (jW)

Position, Magazin der  

SDAJ, Nr. 2/2017, 44 S., 

1,70 Euro, Bezug: Verein Posi

tion e. V., Hoffnungstr. 18, 

45127 Essen,  

E-Mail: position@sdaj-netz.de
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Kein Friedensprojekt: Flaggenzeremonie mit Soldaten des Eurokorps vor dem EU-Parlament in Strasbourg (9.5.2011)
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